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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Ende Februar 2023 wurde bekannt, dass sich EU-Kommissar Maros Šefčovič Mitte
März in der Schweiz mit Aussenminister Ignazio Cassis treffen wolle. Die Zeitung «La
Liberté» stellte fest, dass es sich hierbei um das erste hochrangige Treffen der beiden
Politiker seit November 2021 handelte. Weiter mutmasste das Blatt, dass dem
Bundesrat gar nicht viel anderes übrig geblieben sei, als sich mit dem EU-Kommissar zu
treffen, da dieser sich – einer Einladung an die Universität Freiburg folgend – auch mit
der APK-SR, dem Präsidenten der APK-NR und der KdK treffen wollte. Wozu das Treffen
jedoch wirklich diene und ob es in einer gemeinsamen Ankündigung der beiden
Parteien münden könnte, blieb im Vorfeld unklar. SVP-Nationalrat Nidegger (svp, GE)
versprach sich wenig von dem Austausch, wohingegen Ständerätin Isabelle Chassot
(mitte, FR) sich optimistisch hinsichtlich der Signalwirkung des Treffens äusserte. 
Eine Woche vor dem Treffen reiste Staatssekretärin Livia Leu für eine weitere
Gesprächsrunde nach Brüssel, der durchschlagende Erfolg blieb dabei jedoch aus. «Die
Zeit für neue Verhandlungen ist noch nicht reif», zitierte die Aargauer Zeitung Leu nach
dem Treffen. Bei den Sondierungsgesprächen im vergangenen Jahr seien alle Themen,
die im neuen bilateralen Paket enthalten sein sollten, – darunter die Weiterentwicklung
des Marktzugangsabkommens, ein neues Stromabkommen, ein Gesundheitsabkommen
und die verbindliche Teilnahme an den EU-Programmen – besprochen worden, so Leu.
Gemäss der Staatssekretärin blieben aber gewisse Differenzen weiterhin bestehen. 
Angesichts der gedämpften Erwartungen verlief das Treffen von Bundesrat Cassis und
EU-Kommissar Šefčovič positiv, wenn man den Hauptbeteiligten Glauben schenken
möchte. Aussenminister Cassis schrieb im Anschluss an das Treffen auf Twitter von
einer «guten Gelegenheit, Bilanz zu ziehen und eine positive Dynamik zwischen der
Schweiz und der EU festzustellen». Das EDA gab in einer Medienmitteilung bekannt,
dass «trotz der bisher erzielten Fortschritte noch eine Reihe von Fragen offen sei» für
deren Auflösung beidseitige Anstrengungen vonnöten seien. Weitere
Sondierungsgespräche würden daher im April in Brüssel stattfinden. Šefčovič hatte
zuvor in seiner Rede an der Universität Freiburg bekannt gegeben, dass er auf einen
Verhandlungsabschluss bis Sommer 2024 hoffe, da der Status Quo nicht länger haltbar
sei. Allgemein zog sich eine positive Grundhaltung Šefčovičs durch seine Äusserungen,
die er im Verlauf der Treffen mit verschiedenen Anspruchsgruppen während seines
Besuchs machte. So erwähnte Šefčovič im Austausch mit der KdK, dass die EU sich
offen zeige, der Schweiz einen grossen Schritt entgegenzukommen. Brüssel sei bereit,
im institutionellen Bereich den von Bern gewünschten «vertikalen» Ansatz – also den
Abschluss einzelner Abkommen statt einer allgemeinen Lösung für alle bilateralen
Abkommen – zu akzeptieren, zitierte «24heures» den EU-Kommissar. Und die Aargauer
Zeitung berichtete, dass er gegenüber der APK-SR angekündigt habe, dass die EU der
Schweiz bei der Unionsbürgerrichtlinie gewisse Ausnahmen zugestehen werde. Mehrere
Mitglieder der APK-NR – der Schwesterkommission – wünschten sich von der EU jedoch
ein positives Signal in Form der Wiederassoziierung der Schweiz am
Forschungsprogramm Horizon Europe. 
Zum Abschluss seiner Reise traf sich Maros Šefčovič schliesslich mit einigen der
erbittertsten Kritikern des gescheiterten Rahmenabkommens – den Gewerkschaften.
SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) sprach gegenüber «LeTemps» und der
Aargauer Zeitung von einem nützlichen und notwendigen Treffen, machte aber auch
klar, dass die Probleme noch nicht gelöst worden seien. Das bestätigte auch
Travailsuisse-Vertreter Adrian Wüthrich im «Blick». Es gebe noch Differenzen, doch
man sei zuversichtlich, beim Lohnschutz eine Lösung zu finden, so Wüthrich
diplomatisch. 1
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Zwischenstaatliche Beziehungen

Ende April 2022, also rund drei Monate nach Beginn des russischen Aggressionskriegs in
der Ukraine, berichteten der SonntagsBlick und verschiedene Tamedia-Zeitungen, dass
die höchste Schweizerin – Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) – einen
offiziellen Besuch in Kiew plane. Begleitet wurde Kälin von den Nationalratsmitgliedern
Roger Nordmann (sp, VD), Nik Gugger (evp, ZH), Yves Nidegger (svp, GE) und dem
Schweizer Botschafter in der Ukraine, Claude Wild. Die NZZ sprach von einer «Rumpf-
Delegation», da wichtige Parlamentarierinnen und Parlamentarier – wie die Präsidenten
der Aussenpolitischen Kommissionen – nicht an der Reise teilnehmen wollten und sich
auch keine Mitglieder der Grünliberalen, der FDP oder der Mitte dafür gefunden hätten.
Gegenüber SRF gab Kälin zu verstehen, dass sie mit dem Besuch der Schweizer
Solidarität Ausdruck verleihen wolle. Sie sei jedoch nicht diejenige, die Aussenpolitik
mache, «dafür müsste Bundespräsident und Aussenminister Cassis vor Ort gehen». In
einem Beitrag für den Blick schrieb Kälin im Vorfeld der Reise, dass ihr die
Entscheidung zu gehen, leicht gefallen sei, da sie es «als Pflicht der höchsten
Schweizerin» erachte, «die Solidarität nach Kiew zu tragen, die ich täglich sehe und
erlebe». Sie habe zudem keine Angst, dass die Ukraine ihren Besuch für
Propagandazwecke missbrauchen werde, stellte sie klar, um den Vorwürfen einzelner
Medienhäuser den Wind aus den Segeln zu nehmen. Der Blick begleitete Kälin während
ihrer ganzen Reise und berichtete ausführlich darüber. Auf dem Reiseprogramm
standen Besuche in den Kiewer Vororten Hostomel und Irpin, die vorübergehend von
Russland besetzt waren, sowie eine Rede vor dem ukrainischen Parlament. Die
angedachte Rede musste aus Sicherheitsgründen jedoch abgesagt werden, dafür kam
es zu einem kurzen Treffen zwischen Kälin und dem ukrainischen Präsidenten Selenskyj.

Im Nachgang der Ukraine-Reise wurde bekannt, dass das Fedpol der
Nationalratspräsidentin von der Reise abgeraten und ihr keine Zivilpolizisten zur
Verfügung gestellt hatte. Ein Fedpol-Sprecher erklärte, dass die Risikoanalyse ergeben
habe, dass die Bundespolizei weder über die Ausbildung, noch über die Ausrüstung
verfüge, um Personen in einem Kriegsgebiet zu schützen. Irène Kälin brachte für diesen
Entscheid gegenüber BlickTV wenig Verständnis auf. 
Kälin lieferte dem Blick auch einen Rückblick ihres Besuchs, in dem sie unter anderem
Aussenminister Ignazio Cassis dazu aufrief, ebenfalls in die Ukraine zu reisen und sich
mit seinem ukrainischen Gegenüber zu treffen. Die Kritik an ihrem Besuch – unter
anderem wurde ihr in den Medien Selbstprofilierung vorgeworfen – konnte sie nach
eigenen Aussagen nicht nachvollziehen. 2

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.04.2022
AMANDO AMMANN

Anfang Februar 2023 reiste eine fünfköpfige Delegation der parlamentarischen
Freundschaftsgruppe Schweiz-Taiwan nach Taipeh. Die Gruppe setzte sich aus den
Nationalratsmitgliedern Fabian Molina (sp, ZH), Mustafa Atici (sp, BS), Yves Nidegger
(svp, GE), Nicolas Walder (gp, GE) und Léonore Porchet (gp, VD) zusammen. Obwohl
Freundschaftsgruppen gemäss Parlamentsgesetz nicht als Organe der
Bundesversammlung gelten und daher auch nicht in deren Namen auftreten können,
sorgte der Besuch aufgrund der angespannten Situation zwischen Taiwan und der
Volksrepublik China national wie auch international für Aufregung. 
Die Reise erfolgte zudem trotz einer vorangegangenen Bombendrohung in der Metro
der taiwanesischen Hauptstadt. Gemäss dem «Blick» hatten Unbekannte gefordert, den
Schweizer Parlamentarierinnen und Parlamentariern den Besuch zu verweigern und
dieser Forderung mit der Drohung mutmasslich Nachdruck verliehen. Fabian Molina
bezeichnete die Reise als «Zeichen der Unterstützung für die Demokratie in Taiwan».
Die Volksrepublik China hatte derweil in Person des chinesischen Botschafters in der
Schweiz ihre Besorgnis und ihren Widerstand gegen den Besuch deutlich gemacht. Er
warf der Delegation vor, die «unabhängigen separatistischen Kräfte in Taiwan» zu
unterstützen, was den Frieden in der Taiwanstrasse nicht fördere. Die taiwanesische
Regierung mass der Reise entsprechend viel Aufmerksamkeit bei. So wurde die
Schweizer Delegation nicht nur von vier hochrangigen Ministern und Ministerinnen,
sondern auch von Präsidentin Tsai Ing-wen persönlich in Empfang genommen. 

Ebenfalls verärgert zeigte sich die Weltwoche, die die Reise im Nachhinein als Gefahr
für die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und der Volksrepublik China
bezeichnete. Man habe mit der Übernahme der EU-Sanktionen im Zuge des Ukraine-
Kriegs schon Russland gegen sich aufgebracht, nun dürfe man es sich nicht auch noch
mit China verscherzen, so das Wochenmagazin. Das Blatt störte sich auch daran, dass
die APK-NR im Jahr zuvor eine Motion (Mo. 21.3967) angenommen hatte, welche eine
Vertiefung der Beziehungen zu Taiwan verlangte, obwohl die Schweiz das Land nicht als
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eigenständigen Staat anerkenne. Der Genfer Nationalrat Nicolas Walder versuchte im
Nachgang des Besuchs, die erhitzten Gemüter in der Schweiz zu beruhigen. Er gab zu
verstehen, dass man sich mehr über demokratische Werte und Solidarität ausgetauscht
habe als über das Thema Unabhängigkeit. Er betonte zudem die wirtschaftliche
Bedeutung Taiwans, unter anderem als Halbleiterproduzent, mithilfe derer man die
wirtschaftliche Abhängigkeit von der Volksrepublik reduzieren könne. Walder erwähnte
in diesem Zusammenhang, dass sich Taiwan die gleichen Handelsbedingungen wünsche,
wie sie die Volksrepublik China seit dem Abschluss des Freihandelsabkommens 2013
geniesse. 3

1) Medienmitteilung EDA vom 15.3.23; Lib, 24.2.23; AZ, 25.2., 8.3.23; Lib, 16.3.23; 24H, AZ, Blick, LT, 17.3.23
2) AZ, 25.4.22; 24H, 26.4.22; AZ, Blick, NZZ, 27.4.22; AZ, Blick, Lib, NZZ, Republik, 28.4.22; AZ, Blick, LT, 29.4.22
3) Blick, 6.2.23; LT, Lib, 7.2.23; WW, 9.2.23; Lib, 10.2.23
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